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(CSU) erklärte zudem mit Blick
auf die Fragestellungen, dass es
der AfD erkennbar nicht um den
Schutz der Menschen und eine ge-
samtgesellschaftliche Vorsorge-
planung gehe, sondern nur „um
den Blick in den Rückspiegel“.
Ruth Waldmann (SPD) ergänzte,
der Fragenkatalog der AfD triefe
nur so von unter anderem auf Ver-
schwörungstheorien basierenden
Unterstellungen. Insgesamt sei
eine Enquete-Kommission zur Lö-
sung akuteller Probleme nicht ge-
eignet, weil sie nichtöffentlich
tage und politische Initiativen erst
nach ihrem Abschluss üblich sei-
en. In einer Pandemie behindere
dies aber nötige Schutzmaßnah-
men.

Grüne: Eine Enquete ist
für eine laufende Pandemie
das falsche Gremium

Dem folgte Toni Schuberl (Grü-
ne). Eine Enquete eigne sich
nicht zur Begleitung einer noch
laufenden Pandemie. Zielführen-
der wäre es gewesen, dem Antrag
seiner Fraktion aus dem Mai
2020 zu folgen und eine regelmä-
ßig öffentlich tagende Corona-
Kommission einzurichten. Diese
hätte zu mehr Transparenz und
einer Stärkung der Parlaments-
rechte geführt.

Alexander Muthmann (FDP) er-
klärte, die AfD wolle offensicht-
lich eine „politische Abrechnung
mit der Vergangenheit“. Dies sei
aber nicht Aufgabe einer Wissen-
schaftlerkommission, sondern
von Parlamentsgremien und Ge-
richten. Im Namen der Freien
Wähler zog Hubert Faltermeier
eine positive Bilanz der Corona-
Politik der Staatsregierung. Eine
Enquete-Kommission zur Bewer-
tung ihrer Arbeit sei nicht notwen-
dig. > JÜRGEN UMLAUFT

Die AfD ist auch im Plenum mit
ihrem Antrag auf Einsetzung einer
Enquete-Kommission zur Evalu-
ierung der bisherigen Corona-
Schutzmaßnahmen und Ausarbei-
tung von Empfehlungen für die
weitere Pandemiebekämpfung ge-
scheitert. Es sei „dringend not-
wendig“, die bisherige Corona-Po-
litik der Staatsregierung kritisch
zu hinterfragen und Lösungsvor-

schläge für den Herbst und Winter
zu erarbeiten, begründete Chris-
toph Maier (AfD) den Vorstoß.
Der Bedarf dazu ergebe sich auch
aus dem Evaluationsbericht des
von der Bundesregierung einge-
setzten Expertengremiums. Der
Antrag der AfD umfasste rund 300
Einzelfragen, die die aus Abgeord-
neten und externen Fachleuten
besetzte Kommission bis Ende
September 2022 hätte beantwor-
ten sollen.

Nicht zuletzt wegen dieser kur-
zen Zeitspanne, in die auch die
parlamentarische Sommerpause
fällt, lehnten die übrigen Fraktio-
nen das Ansinnen ab. Tobias Reiß

Einsamer Wunsch nach
Überprüfung der Maßnahmen

Die AfD fordert, die Corona-Politik
der Staatsregierung kritisch untersu-
chen zu lassen. FOTO: DPA/ KARMANN

Kontroverser Paradigmenwechsel

Der von den Grünen geforderte
Bürgerbeauftragte soll alle Einga-
ben vor der Behandlung im Land-
tag bearbeiten und im Rahmen ei-
nes Mediationsverfahrens eine
einvernehmliche Konfliktbewälti-
gung zwischen Bürger*innen und
den betroffenen Behörden finden.
Nur wo dies nicht gelingt, soll die
Petition den Abgeordneten zur
Entscheidung vorgelegt werden.
„Das ist ein Paradigmenwechsel
im Umgang mit Bürgeranliegen“,
erklärte die Vorsitzende des Petiti-
onsausschusses, Stephanie
Schuhknecht (Grüne), bei der
Einbringung des Gesetzentwurfs.
Vorbild ist eine ähnliche Regelung
in Rheinland-Pfalz.

Die Grünen wollen das bayerische Petitionsrecht
grundlegend reformieren. Dazu soll das Amt eines von der
Staatsregierung unabhängigen Bürgerbeauftragten
geschaffen werden. Die Idee stieß bei den anderen
Fraktionen auf Vorbehalte.

seien die Abgeordneten für die Be-
handlung von Petitionen gewählt.

Nach Ansicht von Alexander
Hold (Freie Wähler) schießt der
Gesetzentwurf der Grünen „weit
über das Ziel hinaus“. So solle dem
Bürgerbeauftragten der Eingriff in
laufende Verfahren gewährt und
das Recht gegeben werden, schon
bei Anhaltspunkten für benachtei-
ligendes Behördenverhalten von
sich aus tätig zu werden. „Eine sol-
che Super-Allesbesserwisser-
Schnüffler-Behörde wird es mit
uns nicht geben“, betonte er. Das
habe mit Rechtsstaatlichkeit nichts
mehr zu tun. Auch Alexandra Hier-
semann (SPD) sprach sich gegen
die „Entmachtung der Abgeordne-
ten“ aus, sah aber bezüglich Trans-
parenz und Bürgerfreundlichkeit
richtige Ansätze im Grünen-Ent-
wurf. Albert Duin (FDP) bestand
darauf, als Abgeordneter alle Peti-
tionen vorgelegt zu bekommen.
Eine gefilterte Vorauswahl lehnte
er ab. > JÜRGEN UMLAUFT

In weiteren Punkten sieht die
Vorlage nach den Worten Schuh-
knechts vor, das Petitionsverfah-
ren insgesamt „transparenter, bür-
gerfreundlicher und barrierefreier“
zu machen. Dazu sollen Petent*in-
nen mehr Rederechte – auch per
Videozuschaltung – im Landtag er-
halten. Die Behandlung von Ein-
gaben soll grundsätzlich per Live
Stream im Internet übertragen wer-
den. Behördliche Maßnahmen sol-
len bis zum Abschluss des Petiti-
onsverfahrens aufgeschoben wer-
den. Geregelt werden soll zudem
der Umgang mit Online-Petitio-
nen. Die Entscheidungen des
Landtags sollen nach dem Willen
der Grünen nachvollziehbarer und

verständlicher an die Betroffenen
übermittelt werden. Eine Stärkung
der Abgeordnetenrechte erwarten
sich die Grünen von einer längeren
Vorbereitungszeit und einem auch
per Minderheitenvotum durchge-
setzten Akteneinsichtsrecht.

Die anderen Fraktionen äußer-
ten sich skeptisch. So warnte der
Bürgerbeauftragte der Staatsregie-
rung, der CSU-Abgeordnete Mi-
chael Hofmann, vor unnötiger Bü-
rokratie. Es widerspreche auch
dem Verständnis frei gewählter Ab-
geordneter, wenn Eingaben zu-
nächst an eine vorgelagerte
Schiedsstelle „abgeschoben“ wür-
den. Die entfremde die Volksver-
tretung von den Menschen. Der
Gesetzentwurf schaffe auch keine
Stärkung der Rechte von Abgeord-
neten, sondern lediglich von denen
der Opposition. Stefan Löw (AfD)
erklärte, aus dem Gesetzentwurf
spreche tiefes Misstrauen gegen-
über Behörden, Ämtern, Be-
amt*innen und Polizei. Im Übrigen

Schlagabtausch um die Geldentwertung
In einer von ihr beantragten Ak-

tuellen Stunde hat die AfD die
etablierten Parteien für die hohe
Inflation und die drohende Rezes-
sion verantwortlich gemacht.
Schuld sei nicht allein „Putins An-
griffskrieg“ gegen die Ukraine,
schuld seien in viel stärkerem
Maße hausgemachte Ursachen, er-
klärte Uli Henkel (AfD). Er nannte
die Sanktionen gegen Russland,
„die uns mehr schaden“ als den Be-
troffenen, die hohen Kosten für
Energiewende und Klimaschutz,
die teure Corona-Politik und die
„falsche Geldpolitik“ der Europäi-
schen Zentralbank. „Einen besse-
ren Sündenbock als Putin hätte
man für dieses jahrelange kollekti-
ve Versagen nicht finden können“,
sagte Henkel. Nötig sei nun, die

Gasleitung Nordstream 2 zu öff-
nen, ideologisch motivierte Ausga-
beprogramme zu stoppen und steu-
erliche Entlastungen einzuleiten.

Scharfer Widerspruch kam von
CSU-Fraktionsvize Alexander Kö-
nig. Die AfD betreibe eine „Weiß-
waschung des Aggressors Putin“
und reine „Putin-Propaganda“. In
Wahrheit hätten die „Schockwel-
len des Angriffs auf die Ukraine“
die gesamte Weltwirtschaft er-
schüttert. Auch für den drohenden
Gasnotstand sei nur der russische
Präsident verantwortlich. Unge-
achtet dessen hielt König der Bun-
desregierung vor, nicht konse-
quent genug auf Inflation und
Energieengpässe zu reagieren. Die-
sen Vorwurf wies Tim Pargent
(Grüne) zurück. Die Bundesregie-

rung habe bereits zwei Entlas-
tungspakete auf dem Weg gebracht
und arbeite intensiv an der Sicher-
stellung der Energieversorgung.

Der AfD warf Pargent vor, nicht die
Demokratie zu verteidigen, son-
dern dem „Diktator im Kreml“ hin-
terherzulaufen. Mit den AfD-Vor-

schlägen würden die Abhängigkei-
ten von Russland noch erhöht.

Nach Ansicht von Annette Karl
(SPD) verdreht die AfD Tatsachen
und schürt bewusst Ängste. Der
Staatsregierung warf sie unredli-
ches Handeln vor. „Wer gleichzei-
tig Steuersenkungen, Mehrausga-
ben und Schuldenabbau fordert,
glaubt wahrscheinlich auch noch
an die eierlegende Wollmilchsau“,
sagte sie. Matthias Fischbach
(FDP) erklärte, der Ukraine-Krieg
habe den Reformstau verschärft.
Dieser müsse nun, wie von der
Bundesregierung eingeleitet, rasch
abgebaut werden. Manfred Eibl
(Freie Wähler) betonte, die Staats-
regierung habe bereits rund eine
Milliarde Euro zur Abfederung der
Krisenfolgen aufgewandt. > JUM

Uli Henkel
(AfD): Auch die
Europäische
Zentralbank hat
Schuld an der
Inflation.
FOTO: BSZ
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Dauer in ihrer Existenz gefährdet
seien. Zudem sah Hahn die Frei-
heit von Forschung und Lehre in
Gefahr. Wolfgang Heubisch (FDP)
sagte, dem Gesetz fehle es an Mut
und Ambition. Von der verspro-
chenen „Entfesselung“ der Hoch-
schulen könne keine Rede sein.

Dagegen lobten CSU und Freie
Wähler das neue Gesetz. Es sorge
für Qualität in der Fläche und
fördere gleichzeitig „Leuchttürme
der Spitzenforschung“, sagte
Winfried Bausback (CSU).
> JÜRGEN UMLAUFT

ge der Staatsregierung. Mit der
Novelle sollten Feuerwerke ge-
zündet und Revolutionen ausge-
löst werden, in der Realität handle
es sich nun um eine einfache Fort-
schreibung des alten Gesetzes. Es
bleibe dabei, dass die Hochschu-
len mehr Mittel, Qualität und De-
mokratie bräuchten, so Flisek.
Ingo Hahn (AfD) sprach von ei-
ner „Verwirtschaftlichung und
Kommerzialisierung“ der Hoch-
schulen. Dies führe dazu, dass
kleinere Fächer sowie die Sozial-
und Geisteswissenschaften auf

wenig gegen prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse im akademi-
schen Mittelbau unternommen
werde und eine Demokratisie-
rung der Hochschulen durch
mehr Mitsprache für Studierende
und Mitarbeitende versäumt wor-
den sei. Diese Defizite würden
mit dem Entwurf der Grünen für
ein neues Hochschulgesetz aus-
geräumt. Dieses fand allerdings
keine Mehrheit.

Als „Sinnbild für den Politikstil
der Regierung Söder“ bezeichnete
Christian Flisek (SPD) die Vorla-

ihre Aufgaben in Forschung und
Lehre konzentrieren könnten, er-
klärte Blume.

Verena Osgyan (Grüne) be-
grüßte, dass Blume die
„schlimmsten Zumutungen“ aus
dem Gesetzentwurf gestrichen
habe. Dennoch atme das Werk
weiterhin die „neoliberale Ideolo-
gie der Nullerjahre“. Die Einfüh-
rung von Studiengebühren für
Nicht-EU-Ausländer konterkarie-
re die internationale Ausrichtung
der Hochschulen, erklärte Osgy-
an. Zudem bedauerte sie, dass zu

von Forschungsprofessuren und
die Möglichkeit zum Erheben
von Gebühren für Studierende
aus Nicht-EU-Staaten. Damit sei
kein Einstieg in die Rückkehr all-
gemeiner Studiengebühren ver-
bunden, betonte Blume. Nicht
angetastet werden dagegen die
hochschulinternen Strukturen.
Die Veränderungen dort waren
einer der Hauptkritikpunkte am
Entwurf von Blumes Vorgänger
Bernd Sibler (CSU). Man wolle
hier am Bewährten festhalten, da-
mit sich die Hochschulen voll auf

Nach mehrjährigen Beratun-
gen wird am 1. Januar 2023

das neue Hochschulinnovations-
gesetz für den Freistaat in Kraft
treten. Der Landtag beschloss die
Vorlage der Staatsregierung bei
Enthaltung der FDP mit den
Stimmen von CSU und Freien
Wählern. Nach Einschätzung von
Wissenschaftsminister Markus
Blume (CSU) wird Bayern damit
das „modernste Hochschulrecht
Deutschlands“ bekommen. Er
sprach von einer „Mammutre-
form“, die zu mehr Exzellenz, In-
novation und internationaler
Wettbewerbsfähigkeit führen wer-
de. Die Opposition kritisierte,
dass das Werk weit hinter ur-
sprünglichen Ankündigungen zu-
rückbleibe. Zudem ändere sich
nichts an der zu spärlichen
Grundfinanzierung der Hoch-
schulen.

Das neue Gesetz gibt den
Hochschulen mehr organisatori-
sche Eigenständigkeit unter ande-
rem bei der Verwendung ihrer
Geldmittel und bei der Berufung
von Professor*innen. Schneller
und ohne langwierige Verfahren
sollen zum Beispiel Exzellenzpro-
fessuren besetzt werden. Blume
erhofft sich davon eine höhere
Attraktivität für Spitzenkräfte
auch aus dem Ausland. Zudem
wird den Hochschulen die Mög-
lichkeit eingeräumt, Bauprojekte
in Eigenregie durchzuziehen.
Durch die Gewährung von Frei-
semestern wird Professor*innen
die Ausgründung von Start-up-
Unternehmen erleichtert. „Kein
Land tut so viel für den Gründer-
geist wie Bayern“, sagte Blume.

Weitere Neuerungen sind das
Promotionsrecht an den Hoch-
schulen für Angewandte Wissen-
schaften (HAW), die Einrichtung

Bayern bekommt ein neues Hochschulgesetz

Das neue Gesetz räumt Hochschulen die Möglichkeit ein, Bauprojekte in Eigenregie durchzuziehen. FOTO: DPA/DANIEL KARMANN
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